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Allgemeine Geschäfts- und Lieferbedingungen
Schüttgüter

Die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten im kauf-
männischen Geschäftsverkehr mit allen unseren Abnehmern; im nichtkaufmänni-
schen Geschäftsverkehr gelten diese AGB nach Maßgabe der Ziffer 10.

1. Anwendung

a) �Unsere AGB sind auch dann wirksam, wenn wir uns – im Rahmen einer laufen-
den Geschäftsverbindung – bei späteren Verträgen nicht ausdrücklich auf sie 
beziehen. Entgegenstehende oder von unseren AGB abweichende Bedingungen 
sind für uns nur verbindlich, soweit wir ihnen in jedem Einzelfall ausdrücklich 
zugestimmt haben.

b) �Unsere Angebote sind freibleibend; Aufträge und sonstige Vereinbarungen 
kommen daher nur durch schriftliche Bestätigung bzw. mit Beginn der Über-
gabe der Ware zu Stande. Zwischenverkauf behalten wir uns vor.

c) �Halten wir auf Veranlassung des Abnehmers Produktionskapazitäten vor und 
kommt es aus Gründen, die nicht wir zu vertreten haben, nicht oder zur verspä-
teten Ausführung, so haftet der Abnehmer auch für den daraus entstandenen 
Schaden.

2. Lieferung

a) �Erfüllungsort für die Lieferung ist der Sitz unseres Unternehmens, soweit nicht 
im Einzelfall der Sitz eines in unserem Auftrag tätigen Unternehmens verein-
bart wird. Jede Lieferung erfolgt auf Rechnung und Gefahr des Abnehmers. Die 
Lieferung erfolgt mit Lastzügen. Wird Soloanfuhr verlangt, wird ein entspre-
chender Aufschlag berechnet. Im Übrigen bleibt die Art der Versendung uns 
vorbehalten, soweit keine bestimmte Versandart vereinbart ist. 
Wir behalten uns vor, Aufträge in Teillieferungen auszuführen, falls nicht etwas 
anderes vereinbart ist. Beanstandungen von Teillieferungen entbinden nicht 
von der Verpflichtung, die Restmenge der bestellten Ware vertragsmäßig abzu-
nehmen. Das Gewicht der Ladung wird auf unserer Werkswaage festgestellt. 
Für die Folgen unrichtiger bzw. unvollständiger Angaben bei Abruf von Trans-
portbeton oder anderer Waren haftet der Abnehmer. Ist Lieferung an die 
Baustelle vereinbart, muss das Transportfahrzeug diese ohne jegliche Gefahr er-
reichen und wieder verlassen können. Dies setzt einen ausreichend befestigten, 
mit schweren Lastwagen unbehindert befahrbaren Anfuhrweg voraus. Ist diese 
Voraussetzung nicht gegeben, so haftet der Abnehmer für alle daraus ent-
stehenden Schäden. Das Entleeren muss unverzüglich, zügig (bei Transportbe-
ton: 1 m3 in höchstens 5 Minuten) und ohne Gefahr für das Fahrzeug erfolgen 
können. Das Abkippen erfolgt grundsätzlich nur an einer Stelle. Warte- bzw. 
Standzeiten werden auch dann berechnet, wenn sie nicht vom Abnehmer be-
stätigt sind. Als Grundlage wird vom Abnehmer die Tachografenscheibe der 
entsprechenden Lkws anerkannt.

b) �Vereinbarte Liefertermine beziehen sich auf die Bereitstellung der Ware zur 
Übergabe bzw. zum Versand im Werk bzw. Auslieferungslager. Unsere Liefer-
pflicht ruht, solange uns Ausführungsunterlagen sowie alle für die Ausführung 
notwendigen oder zweckmäßigen Unterlagen nicht übergeben bzw. Informa-
tionen nicht erteilt worden sind.

c) �Rohstoff- oder Energiemangel, Streiks, Aussperrungen, Verkehrsstörungen und 
behördliche Verfügungen sowie Lieferterminüberschreitungen von Vorliefe-
ranten, Betriebsstörungen, alle Fälle höherer Gewalt und andere von uns oder 
einem für uns arbeitenden Betrieb nicht zu vertretende Umstände (vgl. Ziffer 3 
c) befreien uns für die Dauer ihres Bestehens, sowie sie unsere Lieferfähigkeit 
beeinträchtigen, von unserer Lieferpflicht. In den vorgenannten Fällen sind 
wir ferner – unbeschadet der Ziffer 8 dieser AGB – zum schadensersatzfreien 
Rücktritt vom Vertrag berechtigt, wenn uns die Leistung unmöglich bzw. un-
zumutbar geworden oder ein Ende des Leistungshindernisses nicht abzusehen 
ist. Zum Rücktritt sind wir auch dann berechtigt, wenn nach erteilter Auftrags-
bestätigung außergewöhnliche (20% und mehr) Erhöhungen von Rohstoff- und 
Energiekosten eintreten, die sich auf den Verkaufspreis auswirken.  
Unsere Lieferpflicht ruht, solange der Abnehmer uns gegenüber mit einer fälli-
gen Verbindlichkeit in Verzug ist. Wenn uns Tatsachen oder Umstände bekannt 
werden, die Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Abnehmers begründen (z. B. 
Nichtzahlung überfälliger und angemahnter Rechnungen) und der Abnehmer 
trotz Aufforderung nicht zu ausreichender Sicherheitsleistung bereit ist, sind 
wir jederzeit ganz oder teilweise – unter Berücksichtigung der Ziffer 8 dieser 
AGB – zum schadensersatzfreien Rücktritt vom Vertrag berechtigt.

d) �Der Abnehmer hat unverzüglich zu untersuchen bzw. zu prüfen, ob die Ware 
einwandfrei und vollständig zur Verfügung gestellt ist und etwaige sichtbare 
Mängel sofort zu rügen. Gewicht und Menge können nur nach Eingang am Ab-
lieferungsort und vor ihrer Entladung gerügt werden.

e) �Vertragsstrafen sind uns gegenüber nur wirksam, wenn sie für jeden Einzelfall 
in einer besonderen Vereinbarung festgelegt wurden.

f) �Von uns in Verkehr gebrachte Verpackungen werden im Rahmen der gesetz-
lichen Verpflichtungen in unseren Betriebsstätten zurückgenommen, sofern sie 
restentleert und nicht verschmutzt sind und vom Abnehmer bzw. auf dessen 
Kosten sortiert angeliefert werden.

g) �Etwaiges Fördern unseres Transportbetons auf der Baustelle und etwaiges Ver-
mitteln von Fördergeräten und/oder deren Einsatz sind nicht Gegenstand des 
Vertrages, soweit nichts Besonderes vereinbart. ist.

3. Sachmängel

a) �Alle diejenigen Teile oder Leistungen sind nach unserer Wahl unentgeltlich 
nachzubessern, neu zu liefern oder neu zu erbringen, die innerhalb der Ver-
jährungsfrist einen Sachmangel aufweisen, sofern dessen Ursache bereits im 
Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag.Schlagen Ersatzlieferungen bzw. Nach-
besserungen fehl oder erfordern sie einen unverhältnismäßigen Aufwand, so 
kann nach Einbau nur Minderung des Kaufpreises verlangt werden.

b) �Sachmängelansprüche verjähren in 12 Monaten. Dieses gilt nicht, soweit das 
Gesetz gemäß $$ 438 Abs. 1 Nr. 2 (Bauwerke und Sachen für Bauwerke), 479 
Abs. 1 (Rückgriffsanspruch) und 634 a Abs. 1 Nr. 2 (Baumängel) BGB längere 
Fristen vorschreibt.

c) �Der Abnehmer hat Sachmängel uns gegenüber unverzüglich schriftlich zu 
rügen. Fahrer, Laboranten und Disponenten sind zur Entgegennahme der Rüge 
nicht befugt.

d) �Bei Mängelrügen dürfen Zahlungen des Abnehmers in einem Umfang zurück-
gehalten werden, die in einem angemessenen Verhältnis zu den aufgetretenen 
Sachmängeln stehen. Der Abnehmer kann Zahlungen nur zurückhalten, wenn 
eine Mängelrüge geltend gemacht wird, über deren Berechtigung kein Zweifel 
bestehen kann. Erfolgte die Mängelrüge zu Unrecht, sind wir berechtigt, die 
uns entstandenen Aufwendungen vom Abnehmer ersetzt zu verlangen.

e) �Zunächst ist uns stets Gelegenheit zur Nacherfüllung innerhalb angemessener 
Frist zu gewähren.

f) �Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abweichung von der 
vereinbarten Beschaffenheit, bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der 
Brauchbarkeit sowie bei natürlicher Abnutzung oder Schäden, die nach dem 
Gefahrübergang infolge fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung entstehen. 
Werden vom Abnehmer oder von Dritten unsachgemäß Änderungen vor-
genommen (z. B. Vermengung mit Zusätzen, Wasser, Transportbeton anderer 
Lieferanten, Baustellenbeton), so bestehen für diese und die daraus entstehen-
den Folgen ebenfalls keine Mängelansprüche.  
 
Abweichungen, Veränderungen oder Toleranzen im Rahmen der DIN-Normen 
bzw. der einschlägigen technischen Vorschriften und Richtlinien stellen nur eine 
unerhebliche Abweichung von der vereinbarten Beschaffenheit dar. 
 
Mängelrügen setzen im Übrigen eine Probeentnahme entsprechend der Vor-
schrift der DIN 1996, der ZTV Asphalt-StB und ZTVT-StB sowie die sofortige 
Übersendung eines amtlichen Untersuchungsbefundes eines anerkannten 
Prüfungsinstitutes voraus. Eine Probeentnahme auf der Baustelle muss in 
Gegenwart unseres Baubeauftragten erfolgen. Bituminierte Baustoffe werden 
in der Regel mit dem für das Gestein und die Körnung üblichen Bindemittel-
anteil entsprechend der ZTV Asphalt-StB und ZTVT-StB geliefert. Wird jedoch 
hiervon entsprechend dem ausdrücklichen Auftrag und Wunsch des Abnehmers 
hinsichtlich Gestein, Kornaufbau, Bindemittelsorte oder –menge abgewichen, 
so erfolgt die Lieferung ohne Haftung für sich daraus ergebende Mängel.

g) �Erkennbare Mängel, Falschlieferungen, Fehl- oder Mehrmengen sind unverzüg-
lich schriftlich geltend zu machen. Rüge und Geltendmachung behaupteter An-
sprüche haben in jedem Falle vor Verarbeitung, Verbindung oder Vermischung 
und innerhalb der Gewährleistungsfrist zu erfolgen. 
 
Auch verdeckte Mängel sind uns unverzüglich nach ihrer Entdeckung, spätes-
tens jedoch vor Ablauf der Gewährleistungsfrist, zu melden und schriftlich 
geltend zu machen. Uns ist Gelegenheit zu geben, den Mangel selbst und/
oder durch von uns beauftragte Fachleute untersuchen zu lassen; diese Rechte 
stehen uns zu, soweit der Abnehmer uns nicht glaubhaft macht, dass wegen 
Gefahr im Verzuge Sofortmaßnahmen ergriffen werden mussten. Die Über-
nahme von Kosten für fremdbeauftragte Gutachter bedarf einer schriftlichen 
Vereinbarung im Einzelfall. 
Insbesondere bei Lieferung einer offensichtlich anderen als der ausbedunge-
nen Betonsorte hat der Abnehmer den Beton zwecks Nachprüfung durch uns 
unangetastet zu lassen. Probewürfel gelten nur dann als Beweismittel für die 
Güte, wenn sie in Gegenwart eines von uns besonders Beauftragten vorschrifts-
mäßig hergestellt und behandelt worden sind.

h) �Ansprüche des Abnehmers wegen der zum Zweck der Nacherfüllung erforder-
lichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Material-
kosten sind ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen sich erhöhen, weil der 
Gegenstand der Lieferung nachträglich an einen anderen Ort als die Nieder-
lassung des Abnehmers verbracht worden ist, es sei denn, die Verbringung 
entspräche seinem bestimmungsgemäßen Gebrauch.

i) �Gesetzliche Rückgriffsansprüche des Abnehmers gegen uns bestehen nur in-
soweit, als der Abnehmer mit seinem Abnehmer keine über die gesetzlichen 
Mängelansprüche hinausgehenden Vereinbarungen getroffen hat. Für den 
Umfang des Rückgriffsanspruches des Abnehmers gegen uns gilt ferner lit. h) 
entsprechend.

j) �Für Schadensersatzansprüche gilt im Übrigen Ziffer 8 (sonstige Schadenersatz-
ansprüche). Weitergehende oder andere als die in dieser Ziffer 3 geregelten 
Ansprüche des Abnehmers gegen uns und unseren Erfüllungsgehilfen wegen 
eines Sachmangels sind ausgeschlossen
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4. Gewerbliche Schutzrecht und Urheberrechte; Rechtsmängel

a) �Sofern nichts anderes vereinbart, sind wir verpflichtet, die Lieferung lediglich 
im Land des Lieferortes frei von gewerblichen Schutzrechten und Urheber-
rechten Dritter (im Folgenden: Schutzrechte) zu erbringen. Sofern ein Dritter 
wegen der Verletzung von Schutzrechten durch von uns erbrachte, vertrags-
gemäße genutzte Lieferungen gegen den Abnehmer berechtigte Ansprüche 
erhebt, haften wir gegenüber dem Abnehmer innerhalb der in Ziffer 3 llt. b) 
bestimmten Frist wie folgt:

aa. �Wir werden nach unserer Wahl und auf unsere Kosten für die betreffenden 
Lieferungen entweder ein Nutzungsrecht erwirken, sie so zu ändern, dass 
das Schutzrecht nicht verletzt wird, oder austauschen. Ist uns dieses nicht zu 
angemessenen Bedingungen möglich, stehen dem Abnehmer die gesetzlichen 
Rücktritts- oder Minderungsrechte zu.

bb. �Unsere Pflicht zur Leistung von Schadensersatz richtet sich nach Ziffer 8.

cc. �Unsere vorstehend genannten Verpflichtungen bestehen nur, soweit der Ab-
nehmer uns über die vom Dritten geltend gemachten Ansprüche unverzüglich 
schriftlich verständigt, eine Verletzung nicht anerkennt und uns alle Abwehr-
maßnahmen und Vergleichsverhandlungen vorbehalten bleiben. Stellt der 
Abnehmer die Nutzung der Lieferung aus Schadensminderungs- und sonstigen 
wichtigen Gründen ein, so ist er verpflichtet den Dritten darauf hinzuweisen, 
dass mit der Nutzungseinstellung kein Anerkenntnis einer Schutzrechtsverlet-
zung verbunden ist.

b) �Ansprüche des Abnehmers sind ausgeschlossen, soweit er die Schutzrechtsver-
letzung zu vertreten hat.

c) �Ansprüche des Abnehmers sind ferner ausgeschlossen, soweit die Schutzrechts-
verletzung durch spezielle Vorgaben des Abnehmers, durch eine von uns nicht 
voraussehbare Anwendung oder dadurch verursacht wird, dass die Lieferung 
vom Abnehmer verändert oder zusammen mit nicht von uns gelieferten Produk-
ten eingesetzt wird.

d) �Im Falle von Schutzrechtsverletzungen gelten für die lit. a) aa) geregelten An-
sprüche des Abnehmers im Übrigen die Bestimmungen der Ziffer 3 lit. d), e) und 
l) entsprechend.

e) �Bei Vorliegen sonstiger Rechtsmängel gelten die Bestimmungen der Ziffer 3 
entsprechend.

f)� �Weitergehende oder andere als die in dieser Ziffer 4 geregelten Ansprüche des 
Abnehmers gegen uns und unsere Erfüllungsgehilfen wegen eines Rechtsman-
gels sind ausgeschlossen.

5. Unmöglichkeit; Vertragsanpassung

a) �Soweit die Lieferung unmöglich ist, ist der Abnehmer berechtigt, Schaden-
ersatz zu verlangen, es sei denn, dass wir die Unmöglichkeit nicht zu vertreten 
haben. Jedoch beschränkt sich der Schadenersatzanspruch des Abnehmers auf 
10 % des Wertes desjenigen Teiles der Lieferung, der wegen der Unmöglich-
keit nicht zweckdienlich verwendet werden kann. Diese Beschränkung gilt 
nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes der groben Fahrlässigkeit oder wegen der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit zwingend gehaftet 
wird; eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Abnehmers ist hiermit 
nicht verbunden. Das Recht des Abnehmers zum Rücktritt vom Vertrag bleibt 
unberührt.

b) �Sofern unvorhergesehene Ereignisse im Sinne von Ziffer 2 lit. c) die wirtschaft-
liche Bedeutung oder den Inhalt der Lieferung erheblich verändern oder auf 
unseren Betriebsablauf erheblich einwirken, wird der Vertrag unter Beachtung 
von Treu und Glauben angemessen angepasst. Soweit dieses wirtschaftlich 
nicht vertretbar ist, steht uns das Recht zu, vom Vertrag zurückzutreten. Wollen 
wir von diesem Rücktrittsrecht Gebrauch machen, so haben wir dieses nach Er-
kenntnis der Tragweite des Ereignisses dem Abnehmer unverzüglich mitzuteilen 
und zwar auch dann, wenn zunächst mit dem Abnehmer eine Verlängerung der 
Lieferzeit vereinbart war.

6. Preise und Zahlungsbedingungen

a) �Die Preise verstehen sich ab Lieferwerk frei Lkw verladen, ausschließlich Fracht, 
Verpackung und Mehrwertsteuer, soweit nichts Besonderes vereinbart ist. 
Unsere Rechnungen sind am Sitz unseres Unternehmens sofort fällig; Skonti 
und sonstige Nachlässe bedürfen einer besonderen Vereinbarung.

b) �Erhöhen sich zwischen Abgabe des Angebots bzw. der Annahme des Auftrags 
und seiner Ausführung unsere Selbstkosten, insbesondere für Zement, Kies, Bi-
tumen, Heizöl, Fracht und/oder Löhne, so sind wir ohne Rücksicht auf Angebot 
und Auftragsbestätigung berechtigt, unseren Verkaufspreis entsprechend an-
zupassen. Dies gilt auch dann, wenn eine Stoffpreisgleitklausel nicht gesondert 
vereinbart wurde. 
Zuschläge für Lieferungen aufgrund nicht voller Ladungen, nicht normal be-
fahrbarer Straßen und Baustellen, nicht sofortiger Entladung bei Ankunft sowie 
für Lieferung außerhalb der normalen Geschäftszeit oder in der kalten Jahres-
zeit werden individuell im Rahmen der Preisverhandlung vereinbart.

c) �Die Annahme von Wechseln behalten wir uns vor. Die Annahme von Schecks 
können wir ablehnen, wenn begründete Zweifel an der Deckung bestehen. Die 
Annahme erfolgt immer nur erfüllungshalber. Diskont-, Einziehungsspesen und 
alle sonstigen Kosten gehen zu Lasten des Abnehmers und sind sofort in bar zu 
zahlen. Eine Verpflichtung zu rechtzeitiger Vorlage, Protest usw, bestehen für 
uns nicht. 
Unsere sämtlichen Forderungen werden in jedem Fall dann sofort fällig, wenn 
der Abnehmer mit der Erfüllung einer anderen Verbindlichkeit gegenüber uns 
in Verzug gerät. Das Gleiche gilt, wenn er seine Zahlungen einstellt, über-
schuldet ist, über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet ist oder die 
Eröffnung eines solchen Verfahren mangels Masse abgelehnt wird oder Um-
stände bekannt werden, die begründete Zweifel an der Kreditwürdigkeit des 
Abnehmers rechtfertigen. 
Im Falle des Zahlungsverzuges können wir – unbeschadet weiterer Ansprüche – 
die banküblichen Zinsen, mindestens jedoch Zinsen in Höhe von 8 Prozentpunk-
ten über dem jeweiligen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank berechnen. 
Bei Zahlungsverzug des Abnehmers sind wir – nach unserer Wahl – berechtigt, 
weitere Lieferungen bzw. Leistungen von Vorauszahlungen oder Sicherheits-
leistungen abhängig zu machen, Schadensersatz wegen Verzögerung der 
Leistung zu verlangen oder vom Vertrag zurückzutreten. Dies gilt nicht wenn 
der Abnehmer zu Recht die Lieferung beanstandet hat. Außerdem können wir 
entgegengenommene Wechsel vor Verfall zurückzugeben und sofortige Bar-
zahlung fordern.

d) �Bei Forderungen aufgrund mehrerer Lieferungen bzw. Leistungen bleibt die 
Verrechnung von Geldeingängen auf die eine oder auf die andere Schuld uns 
überlassen. Der Abnehmer ist nicht berechtigt, wegen irgendwelcher An-
sprüche, auch wenn sie aufgrund von Mängelrügen erhoben sind, mit seinen 
Zahlungen innezuhalten oder Zahlungen zu verweigern. Mit etwaigen Gegen-
forderungen kann er nur aufrechnen, wenn sie unbestritten, anerkannt oder 
rechtskräftig festgestellt sind.

7. Sicherungsrechte

a) �Wir behalten uns das Eigentum an allen von uns gelieferten Waren vor, bis un-
sere sämtlichen Forderungen – ohne Rücksicht auf ihren Rechtsgrund und ihre 
Entstehungszeit – aus der Geschäftsverbindung mit dem Abnehmer beglichen 
sind, bis ein etwaiger Kontokorrentsaldo ausgeglichen ist, bei Entgegennahme 
von Wechseln oder Schecks bis zu deren Einlösung. 
 
Der Abnehmer darf die von uns gelieferten Materialien im ordnungsgemäßen 
Geschäftsbetrieb verarbeiten und/oder weiterveräußern. Die Ermächtigung 
zur Weiterveräußerung/-verarbeitung entfällt dann, wenn der Abnehmer mit 
seinen Abnehmern ein Abtretungsverbot vereinbart hat. Der Abnehmer ist ver-
pflichtet, die Eigentumsvorbehaltsware pfleglich zu behandeln. Bei Verletzung 
sind wir berechtigt, die sofortige Herausgabe zu verlangen. 

b) �Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, erfolgt die Bearbeitung oder Ver-
arbeitung der Vorbehaltsware für uns. Uns steht das Eigentum oder Miteigen-
tum (§§ 947, 950 BGB) an der hierdurch entstehenden neuen Sache zu. 
Bei Verbindung bzw. Vermischung der Vorbehaltsware mit anderen Sachen 
steht uns das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der 
Vorbehaltsware zum Wert der anderen Sachen im Zeitpunkt der Verbindung 
bzw. der Vermischung (§ 948 BGB) zu. Die durch Verarbeitung oder Verbindung 
bzw. Vermischung entstehende neue Sache gilt als Vorbehaltsware im Sinne 
dieser Bedingungen. 
Der Abnehmer tritt hiermit die ihm aus der Weiterveräußerung der Vorbehalts-
ware gegen seine Abnehmer zustehenden Ansprüche mit allen Nebenrechten 
an uns ab und zwar bei Verarbeitung, Verbindung oder Vermischung in Höhe 
des Wertes der von uns gelieferten Ware.

c) �Auf unseren Wunsch hat der Abnehmer, sobald er in Verzug ist, die Abtretung 
seinen Schuldnern bekannt zu geben und uns die erforderlichen Angaben zu 
machen und die Unterlagen auszuhändigen. Übersteigt der Wert der Eigen-
tumsvorbehaltsware oder uns gegebenen Sicherungen die Höhe unserer Forde-
rungen insgesamt um mehr als 20 %, so sind wir auf Verlangen des Abnehmers 
insoweit zur Freigabe bzw. Rückübertragung verpflichtet.

d) �Wird die Ware oder werden die daraus hergestellten Sachen in das Grundstück 
eines Dritten derart eingebaut, dass sie wesentliche Bestandteile des Grund-
stücks werden, so gehen die anstelle dieser Sachen tretenden Forderungen des 
Abnehmers gegen seine Abnehmer in Höhe des Einkaufwertes unserer ver-
bauten Ware zur Sicherung unserer Forderung auf uns über, ohne dass es noch 
einer besonderen Abtretungserklärung bedarf. Der Übergang dieser Forderung 
ist für den Zeitpunkt ihrer Entstehung vereinbart.

e) �Der Abnehmer darf die unter Eigentumsvorbehalt stehende Ware weder ver-
pfänden noch sicherheitshalber übereignen und hat uns Pfändungen, die auf 
Betreiben Dritter erfolgt sind, unverzüglich anzuzeigen.

f) �Die Rücknahme bzw. Geltendmachung des Eigentumsvorbehaltes erfordert 
nicht unsere Rücktrittserklärung; in diesen Handlungen oder einer Pfändung 
der Vorbehaltsware durch uns liegt kein Rücktritt vom Vertrag, es sei denn, wir 
hätten diesen ausdrücklich erklärt.
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8. Sonstige Schadensersatzansprüche

a) �Schadens- und Aufwendungsersatzansprüche des Abnehmers (im Folgenden: 
Schadensersatzansprüche) gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere 
wegen Verletzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis und aus unerlaubter 
Handlung, sind ausgeschlossen.

b) �Dieses gilt nicht, soweit zwingend gehaftet wird z. B. nach dem Produkthaf-
tungsgesetz, in Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit, wegen der Ver-
letzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, wegen der Verletzung 
wesentlicher Vertragspflichten. Der Schadensersatzanspruch für die Verletzung 
wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, vorher-
sehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vor-
liegen oder wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
gehaftet wird. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Abnehmers ist 
mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden.

c) �Soweit dem Abnehmer nach dieser Ziffer 8 Schadensersatzansprüche zustehen, 
verjähren diese mit Ablauf der für Sachmängelansprüche geltenden Verjäh-
rungsfristen gemäß Ziffer 3 lit. b).

9. Beratung

a) �Technische Beratungen sind nicht Gegenstand des Liefervertrages; sie sind nur 
verbindlich, soweit sie schriftlich erfolgen. Sie entheben den Abnehmer nicht 
von der Verpflichtung einer sach- und fachgemäßen Verarbeitung unserer 
Produkte.

b) �Von uns gelieferte Konstruktions- und sonstige Vorschläge, Entwürfe, Zeich-
nungen und Werkzeuge bleiben unser Eigentum und dürfen, ebenso wie 
andere Unterlagen, die wir zur Verfügung gestellt haben – auch auszugsweise – 
ohne unsere Zustimmung nicht zugänglich gemacht oder vervielfältigt werden.

10. Geltung für Verbrauchsgüterkauf

Für Rechtsgeschäfte, die weder den Betrieb des Handelsgewerbes eines Kaufman-
nes noch eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-recht-
liches Sondervermögen betreffen, gelten diese AGB mit folgender Maßgabe:

a) �Ziffer 1 a) erster Absatz gilt nicht.
b) �Ziffer 2 a) gilt nicht bei Versendungskauf (§ 474 Abs. 2 iVm § 447 BGB). 

Ziffer 2 d) Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass die Rügefrist zwei Wochen beträgt.

c) �Ziffer 3 b) und 4 e) gelten nach Maßgabe der gesetzlichen Verjährungsvor-
schriften.

d) �Ziffer 3 g) erster Absatz gilt nur bei offensichtlich erkennbaren Mängeln, 
Falschlieferungen, Fehl- oder Mehrmengen.

e) �Ziffer 6 a) gilt mit der Maßgabe, dass in den Preisen die Mehrwertsteuer ent-
halten ist.  
Ziffer 6 b) erster Absatz gilt nicht für Lieferungen, die innerhalb von 4 Monaten 
nach Vertragsschluss außerhalb von Dauerschuldverhältnissen erbracht werden 
sollen.  
Ziffer 6 c) 3. Absatz gilt mit der Maßgabe, dass 5 Prozentpunkte über dem je-
weiligen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank berechnet werden können. 
Ziffer 6 c) letzter Absatz, Satz 1 gilt nur Insoweit, als auf die Rechtsfolgen des 
Verzuges (Schadensersatz wegen Verzögerung der Leistung) in der Rechnung 
oder Zahlungsaufstellung besonders hingewiesen worden ist oder eine ange-
messene Frist gesetzt wird (Mahnung). 
Ziffer 6 d) Satz 2 gilt nicht.

f) �Ziffer 11 a) gilt nur, soweit nach § 38 ZPO zulässig.

g) �Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Verkäufers zur Gewähr-
leistung wegen Mängel der Sache erlassen oder beschränkt wird, ist nichtig, 
wenn der Verkäufer den Mangel arglistig verschweigt (§ 476 BGB).

11. Schlussbestimmungen

a) �Gegenüber Kaufleuten, juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder 
öffentlich-rechtlichen Sondervermögen haben wir das Recht, den Gerichts-
stand entweder am Hauptsitz unseres Unternehmens (zuständig AG Neumarkt 
bzw. LG Nürnberg/Fürth) oder am vertraglichen Erfüllungsort zu wählen. Vor 
Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens ist der Abnehmer verpflichtet, uns 
dieses Wahlrecht durch schriftliche Aufforderung innerhalb angemessener Frist 
einzuräumen.

b) �Auf das Vertragsverhältnis findet deutsches Recht Anwendung unter Ausschluss 
des Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über den inter-
nationalen Warenkauf (CISG).

c) �Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB ganz oder teilweise rechtlich un-
wirksam sein oder werden, soll die Geltung der übrigen Regelungen dadurch 
nicht berührt werden.

d) �Eine gesetzliche Verpflichtung zur Teilnahme an einem Streitbeilegungsverfah-
ren nach VSBG bei Verbrauchergeschäften besteht für den Lieferanten nicht. 
Der Lieferant erklärt keine Bereitschaft zur freiwilligen Teilnahme an einem 
solchen Verfahren.


